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Text 

Zulassung zur Prüfung 

§ 133. (1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung für Schiffsführerinnen bzw. Schiffsführer, 
Matrosinnen bzw. Matrosen, Steuerleute, Sachkundige für die Fahrgastschifffahrt, Sachkundige für 
Flüssigerdgas und besondere Berechtigungen für Schiffsführerinnen bzw. Schiffsführer gemäß § 120 
Abs. 1 ist mit einem Formblatt zu stellen, dessen Art, Form und Inhalt unter Berücksichtigung der 
Zulassungsvoraussetzungen durch Verordnung festzulegen sind. 

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung für Schiffsführerinnen bzw. Schiffsführer, 
Matrosinnen bzw. Matrosen, Steuerleute, Sachkundige für die Fahrgastschifffahrt und Sachkundige für 
Flüssigerdgas umfassen 

 1. ein den Anforderungen an die Befähigung entsprechendes Mindestalter, 

 2. die medizinische Tauglichkeit, 

 3. die erforderliche Fahrpraxis, 

 4. die Ausbildung für die Leistung Erster Hilfe und 

 5.  die erforderliche Befähigung. 

Durch Verordnung sind nähere Bestimmungen über diese Voraussetzungen unter Berücksichtigung des 
angestrebten Berechtigungsumfanges zu erlassen. 

(3) Unbesehen der Voraussetzungen gemäß Abs. 2 besteht ein Anspruch auf Zulassung zur Prüfung 
für Befähigungszeugnisse, ausgenommen Befähigungszeugnisse für Sachkundige, nur dann, wenn die 
Person, die sich darum bewirbt, noch kein entsprechendes Befähigungszeugnis besitzt. Dies ist über 
Verlangen der Behörde mittels eidesstattlicher Erklärung glaubhaft zu machen und danach von der 
Behörde durch Einsichtnahme in das Register gemäß § 138 zu überprüfen. 

(4) Unbesehen der Voraussetzungen gemäß Abs. 2 besteht ein Anspruch auf Zulassung zur Prüfung 
für die Berechtigung zum Befahren von Binnenwasserstraßenabschnitten mit besonderen Risiken nur 
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dann, wenn die Person, die sich darum bewirbt, noch kein für die betroffenen 
Binnenwasserstraßenabschnitte anerkanntes Befähigungszeugnis besitzt. Dies ist über Verlangen der 
Behörde mittels eidesstattlicher Erklärung glaubhaft zu machen. 
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